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(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) 2016/907 DES RATES 

vom 9. Juni 2016 

zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 174/2005 über Beschränkungen für die Erbringung von 
Hilfe für Côte d'Ivoire im Zusammenhang mit militärischen Aktivitäten und der Verordnung (EG) 
Nr. 560/2005 über die Anwendung spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte 

Personen und Organisationen angesichts der Lage in der Republik Côte d'Ivoire 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 215, 

gestützt auf den Beschluss (GASP) 2016/917 des Rates vom 9. Juni 2016 zur Aufhebung des Beschlusses 
2010/656/GASP zur Verlängerung der restriktiven Maßnahmen gegen Côte d'Ivoire (1), 

auf gemeinsamen Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik und der Europäischen 
Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat am 28. April 2016 die Resolution 2283 (2016) angenommen, mit 
der alle Sanktionen der Vereinten Nationen gegen Côte d'Ivoire mit sofortiger Wirkung beendet wurden. 

(2)  Am 29. Oktober 2010 hat der Rat die gemeinsame Position 2004/852/GASP (2) aufgehoben. 

(3)  Am 9. Juni 2016 hat der Rat den Beschluss 2010/656/GASP (3) aufgehoben. 

(4)  Die Verordnungen (EG) Nr. 174/2005 (4) und (EG) Nr. 560/2005 (5) des Rates sollten daher aufgehoben 
werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EG) Nr. 174/2005 und die Verordnung (EG) Nr. 560/2005 werden aufgehoben. 
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(1) Siehe Seite 38 dieses Amtsblattes. 
(2) Gemeinsamer Standpunkt 2004/852/GASP des Rates vom 13. Dezember 2004 über restriktive Maßnahmen gegen Côte d'Ivoire 

(ABl. L 368 vom 15.12.2004, S. 50). 
(3) Beschluss 2010/656/GASP des Rates vom 29. Oktober 2010 zur Verlängerung der restriktiven Maßnahmen gegen Côte d'Ivoire 

(ABl. L 285 vom 30.10.2010, S. 28). 
(4) Verordnung (EG) Nr. 174/2005 des Rates vom 31. Januar 2005 über Beschränkungen für die Erbringung von Hilfe für Côte d'Ivoire im 

Zusammenhang mit militärischen Aktivitäten (ABl. L 29 vom 2.2.2005, S. 5). 
(5) Verordnung (EG) Nr. 560/2005 des Rates vom 12. April 2005 über die Anwendung spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen 

bestimmte Personen und Organisationen angesichts der Lage in der Republik Côte d'Ivoire (ABl. L 95 vom 14.4.2005, S. 1). 



Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Luxemburg am 9. Juni 2016. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
G.A. VAN DER STEUR  
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2016/908 DER KOMMISSION 

vom 26. Februar 2016 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch technische Regulierungsstandards für die Kriterien, das Verfahren und die Anforderungen 
für die Festlegung einer zulässigen Marktpraxis und die Anforderungen an ihre Beibehaltung, 

Beendigung oder Änderung der Bedingungen für ihre Zulässigkeit 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über 
Marktmissbrauch (Marktmissbrauchsverordnung) und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates und der Richtlinien 2003/124/EG, 2003/125/EG und 2004/72/EG der Kommission (1), 
insbesondere auf Artikel 13 Absatz 7 Unterabsatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Festlegung gemeinsamer Kriterien, Verfahren und Anforderungen soll zur Entwicklung einheitlicher 
Regelungen hinsichtlich der zulässigen Marktpraxis (ZMP) beitragen, die Klarheit des ihr zugrunde liegenden 
Rechtsrahmens verbessern sowie faire und effiziente Verhaltensweisen der Marktteilnehmer untereinander fördern. 
Ferner sollen damit das ordnungsgemäße Funktionieren des Marktes und die Marktintegrität gestärkt werden. 

(2)  Um sicherzustellen, dass die ZMP nicht der Innovation und einer anhaltenden dynamischen Entwicklung der 
Finanzmärkte entgegenstehen, sollten die zuständigen Behörden bei neuen oder sich abzeichnenden Markttrends, 
die zu einer neuen Marktpraxis führen könnten, nicht automatisch von deren Unzulässigkeit ausgehen. Vielmehr 
sollten die zuständigen Behörden bewerten, ob die betreffende Marktpraxis die in dieser Verordnung und der 
Verordnung (EU) Nr. 596/2014 vorgegebenen Kriterien erfüllt. 

(3)  ZMP sollten so ausgeführt werden, dass die Marktintegrität und der Anlegerschutz gewährleistet sind, ohne dass 
Risiken für andere Marktteilnehmer und andere verbundene Märkte entstehen. Deshalb muss im Falle von 
Marktpraktiken, die für eine Anerkennung als ZMP vorgeschlagen werden, gebührende Aufmerksamkeit auf 
Transparenz und auf die Bedingungen für die ZMP gelegt werden. Bei der Bestimmung des Grades an 
Transparenz, die eine als ZMP vorgeschlagene Marktpraxis für die Öffentlichkeit und für die zuständigen 
Behörden mit sich bringt, sollten die zuständigen Behörden auch die verschiedenen Phasen der Ausführung der 
potenziellen ZMP berücksichtigen. Folglich empfiehlt es sich, spezielle Transparenzanforderungen für diese Phasen 
festzulegen, d. h. für die Zeit vor der Ausführung der ZMP durch die Marktteilnehmer, die Zeit der Ausführung 
und die Beendigung der Ausführung der ZMP durch die Marktteilnehmer. 

(4)  Die Marktpraktiken, die von zuständigen Behörden als ZMP festgelegt werden können, können sich in Art und 
Charakter unterscheiden. Bei der Festlegung einer Marktpraxis als ZMP sollte die zuständige Behörde die 
erforderliche Häufigkeit von Bekanntgaben der die ZMP ausführenden Person einschätzen, um zu gewährleisten, 
dass diese Häufigkeit auf die betreffende Marktpraxis abgestimmt sowie angemessen ist. Dabei sollte die 
Notwendigkeit, die Öffentlichkeit zu informieren und der zuständigen Behörde Informationen für die laufende 
Überwachung zur Verfügung zu stellen, gegen den Aufwand abgewogen werden, der den die ZMP ausführenden 
Personen durch die Forderung nach regelmäßigen Bekanntgaben entsteht. Außerdem sollten die zuständigen 
Behörden bei der Bewertung einer Marktpraxis, die außerhalb eines Handelsplatzes durchgeführt werden kann, 
prüfen, ob die Forderung nach einem erheblichen Grad an Markttransparenz erfüllt ist. 

(5)  Wenn zuständige Behörden eine Marktpraxis anerkannt haben, sollten sie sicherstellen, dass diese Praxis 
angemessen und mit gebührender Sorgfalt und Aufmerksamkeit überwacht wird. Daher sollten die Personen, die 
die Marktpraxis ausführen, verpflichtet sein, hinreichende Aufzeichnungen über alle getätigten Geschäfte und 
erteilten Aufträge zu führen, damit die zuständigen Behörden die in der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 
vorgesehen Aufsichtsaufgaben wahrnehmen und Durchsetzungsmaßnahmen ergreifen können. Von größter 
Wichtigkeit ist auch, dass die Ausführung der Marktpraxis von anderen Handelsaktivitäten unterschieden werden 
kann, die die betreffenden Personen für eigene Rechnung oder für Rechnung von Kunden durchführen. Dies lässt 
sich durch die Führung getrennter Konten erreichen. 
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(1) ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 1. 



(6)  Der Status der Einrichtung, die die zulässige Marktpraxis ausführt, ist vor allem dann besonders zu beachten, 
wenn diese Einrichtung im Namen oder für Rechnung einer anderen Person handelt, die der unmittelbar 
Begünstigte der Marktpraxis ist. Die zuständigen Behörden sollten bewerten, ob es für die Zulässigkeit der 
konkreten geprüften Marktpraxis von Belang ist, ob die betreffende Person beaufsichtigt wird. 

(7)  Bei der Bewertung der Auswirkungen der zur Anerkennung als ZMP vorgeschlagenen Marktpraktiken auf 
Marktliquidität und -effizienz sollten die zuständigen Behörden das Ziel dieser Marktpraktiken berücksichtigen, so 
beispielsweise, ob im konkreten Fall das Ziel der Marktpraxis darin besteht, den regulären Handel mit illiquiden 
Finanzinstrumenten zu fördern, Abusive Squeezes zu vermeiden oder Offerten zu unterbreiten, wenn das Risiko 
besteht, dass es keine Gegenparteien für einen Handel gibt, oder um ordnungsgemäße Geschäfte zu ermöglichen, 
wenn ein Teilnehmer eine beherrschende Stellung innehat. In Bezug auf den Preis könnten solche Ziele auch darin 
bestehen, Preisschwankungen aufgrund übermäßiger Spreads und eines begrenzten Angebots bzw. einer 
begrenzten Nachfrage bei einem Finanzinstrument möglichst gering zu halten, ohne einen Markttrend zu 
gefährden, für Preistranzparenz zu sorgen oder eine faire Preisbewertung in Märkten zu ermöglichen, in denen die 
meisten Geschäfte außerhalb eines Handelsplatzes durchgeführt werden. 

(8)  Diese Verordnung beruht auf dem Entwurf technischer Regulierungsstandards, der der Kommission von der 
Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde vorgelegt wurde. 

(9)  Die Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde hat zu diesem Entwurf offene öffentliche Konsultationen 
durchgeführt, die damit verbundenen potenziellen Kosten und Nutzeneffekte analysiert und die Stellungnahme 
der nach Artikel 37 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates (1) 
eingesetzten Interessengruppe Wertpapiere und Wertpapiermärkte eingeholt. 

(10)  Zur Sicherung des reibungslosen Funktionierens der Finanzmärkte ist es erforderlich, dass diese Verordnung 
baldmöglichst in Kraft tritt und dass ihre Bestimmungen vom selben Tag an gelten wie die Bestimmungen der 
Verordnung (EU) Nr. 596/2014 — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

KAPITEL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck „beaufsichtigte Personen“: 

a)  zugelassene Wertpapierfirmen gemäß der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (2); 

b)  zugelassene Kreditinstitute gemäß der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (3); 

c)  finanzielle Gegenparteien im Sinne von Artikel 2 Absatz 8 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (4); 
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(1) Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 zur Errichtung einer 
Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG 
und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/77/EG der Kommission (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 84). 

(2) Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über Märkte für Finanzinstrumente sowie zur 
Änderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 349). 

(3) Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den Zugang zur Tätigkeit von 
Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur 
Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338). 

(4) Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 über OTC-Derivate, zentrale 
Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 201 vom 27.7.2012, S. 1). 



d)  jede Person, die der Zulassung, organisatorischen Anforderungen und der Beaufsichtigung seitens der „zuständigen 
Finanzbehörde“ oder einer „nationalen Regulierungsbehörde“ im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (1) unterliegt; 

e)  jede Person, die der Zulassung, organisatorischen Anforderungen und der Beaufsichtigung seitens der zuständigen 
Behörden, Regulierungsbehörden oder Agenturen unterliegt, die für Waren-Spot- oder Derivatemärkte zuständig sind; 

f)  Anlagenbetreiber mit Verpflichtung zur Einhaltung der Anforderungen der Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates (2) über ein System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten. 

KAPITEL II 

ZULÄSSIGE MARKTPRAXIS 

ABSCHNITT 1 

Festlegung einer zulässigen Marktpraxis 

Artikel 2 

Allgemeine Anforderungen 

(1) Vor der Festlegung einer Marktpraxis als zulässige Marktpraxis (ZMP) müssen die zuständigen Behörden 

a)  die Marktpraxis anhand der in Artikel 13 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 niedergelegten und in 
Abschnitt 2 dieses Kapitels näher ausgeführten Kriterien bewerten; 

b)  in angemessenem Umfang die relevanten Stellen, darunter zumindest Vertreter der Emittenten, Wertpapierfirmen, 
Kreditinstitute, Investoren, Teilnehmer am Markt für Emissionszertifikate, Betreiber eines multilateralen 
Handelssystems (MTF) oder eines organisierten Handelssystems (OTF) und Betreiber eines geregelten Marktes sowie 
andere Behörden, dazu anhören, ob es zweckmäßig ist, eine Marktpraxis als ZMP festzulegen. 

(2) Zuständige Behörden, die beabsichtigen, eine Marktpraxis als ZMP festzulegen, teilen diese Absicht der ESMA und 
den anderen zuständigen Behörden unter Einhaltung des Verfahrens in Abschnitt 3 und unter Verwendung der Vorlage 
im Anhang mit. 

(3) Wenn zuständige Behörden eine Marktpraxis als ZMP gemäß Artikel 13 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 und 
dieser Verordnung festlegen, veröffentlichen sie die Entscheidung zur Festlegung der Marktpraxis als ZMP sowie eine 
Beschreibung der betreffenden ZMP auf ihrer Website, wobei sie entsprechend der Vorlage im Anhang folgende Angaben 
machen: 

a)  eine Beschreibung der Arten von Personen, die die ZMP ausführen dürfen; 

b)  eine Beschreibung der Arten von Personen oder Personengruppen, die von der Ausführung der ZMP profitieren 
könnten, indem sie sie entweder direkt ausführen oder eine andere Person benennen, die die ZMP ausführt 
(„Begünstigter“); 

c)  eine Beschreibung der Art des Finanzinstruments, auf das sich die ZMP bezieht; 

d)  eine Angabe dazu, ob die ZMP für einen festgelegten Zeitraum durchgeführt werden kann, und eine Beschreibung der 
Situationen oder Bedingungen, die zu einer vorübergehenden Unterbrechung, Aussetzung oder Beendigung der Praxis 
führen können. 

Die in Unterabsatz 1 Buchstabe a angeführten Personen sind verantwortlich für alle handelsbezogenen Entscheidungen, 
darunter für die Erteilung eines Auftrags, die Stornierung oder Änderung eines Auftrags und den Abschluss eines 
Geschäfts oder die Ausführung eines Geschäfts im Zusammenhang mit der ZMP. 

10.6.2016 L 153/5 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2011 über die Integrität und Transparenz 
des Energiegroßhandelsmarkts (ABl. L 326 vom 8.12.2011, S. 1). 

(2) Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003 über ein System für den Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Änderung der Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABl. L 275 vom 
25.10.2003, S. 32). 



ABSCHNITT 2 

Spezifizierung der bei der Festlegung einer zulässigen Marktpraxis zu beachtenden Kriterien 

Artikel 3 

Transparenz 

(1) Bei der Entscheidung darüber, ob eine Marktpraxis als ZMP festgelegt werden kann und ob sie das Kriterium von 
Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 erfüllt, berücksichtigen die zuständigen Behörden, 
ob die Marktpraxis gewährleistet, dass die folgenden Informationen öffentlich bekanntgegeben werden: 

a)  ehe eine Marktpraxis als ZMP ausgeführt wird: 

i)  Identität der künftigen Begünstigten und ausführenden Personen sowie Angabe, wer von ihnen für die Erfüllung 
der Transparenzanforderungen nach den Buchstaben b und c dieses Absatzes verantwortlich ist; 

ii)  Angabe der Finanzinstrumente, auf die die ZMP angewandt werden soll; 

iii)  Zeitraum, in dem die ZMP ausgeführt werden soll, und die Situationen oder Bedingungen, die zu einer 
vorübergehende Unterbrechung, Aussetzung oder Beendigung ihrer Ausführung führen können; 

iv)  Angabe der Handelsplätze, auf denen die ZMP ausgeführt werden soll, und gegebenenfalls Angabe der 
Möglichkeit, Geschäfte außerhalb eines Handelsplatzes abzuschließen; 

v)  gegebenenfalls Nennung der Höchstbeträge an Bargeld und der Anzahl der Finanzinstrumente, die von der ZMP 
erfasst werden sollen; 

b)  sobald die Marktpraxis als ZMP angewendet wird: 

i)  regelmäßige Vorlage detaillierter Angaben zu Handelstätigkeiten im Zusammenhang mit der Ausführung der ZMP, 
beispielsweise Anzahl der abgeschlossenen Geschäfte, Handelsvolumen, durchschnittlicher Umfang der Geschäfte 
und angezeigte durchschnittliche Spreads, Preise der abgeschlossenen Geschäfte; 

ii)  alle Änderungen an bereits bekanntgegebenen Informationen zur ZMP, einschließlich Änderungen bei den 
verfügbaren Ressourcen in Form von Bargeld und Finanzinstrumenten, Änderungen hinsichtlich der Identität der 
die ZMP ausführenden Personen sowie alle Änderungen bei der Allokation von Bargeld oder Finanzinstrumenten 
in den Konten des Begünstigten und der Personen, die die ZMP ausführen; 

c)  wenn die Marktpraxis auf Initiative der Person, die sie ausgeführt hat, des Begünstigten oder beider nicht mehr als 
ZMP ausgeführt wird: 

i)  die Tatsache, dass die Ausführung der ZMP eingestellt wird; 

ii)  eine Beschreibung der Art und Weise der Ausführung der AMP; 

iii)  die Gründe oder Ursachen für die Einstellung der Ausführung der ZMP. 

Wenn an einem einzigen Handelstag mehrere Geschäfte getätigt werden, können für die Zwecke von Buchstabe b Ziffer i 
tägliche aggregierte Zahlen für die betreffenden Kategorien von Angaben zulässig sein. 

(2) Bei der Entscheidung darüber, ob eine Marktpraxis als ZMP festgelegt werden kann und ob sie das Kriterium von 
Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 erfüllt, berücksichtigen die zuständigen Behörden, 
ob durch die Marktpraxis gewährleistet wird, dass ihnen die folgenden Informationen zugehen: 

a)  vor Ausführung einer Marktpraxis als ZMP die Absprachen oder Verträge zwischen den identifizierten Begünstigten 
und den Personen, die die Marktpraxis nach deren Festlegung als ZMP ausführen werden, wenn solche Absprachen 
oder Verträge für ihre Ausführung notwendig sind; 

b)  ab Beginn der Ausführung der Marktpraxis als ZMP regelmäßige Berichte an die zuständige Behörde mit detaillierten 
Angaben zu den getätigten Geschäften und zur Funktionsweise etwaiger Absprachen oder Verträge zwischen dem 
Begünstigten und den Personen, die die ZMP ausführen. 
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Artikel 4 

Gewährleistung des Funktionierens der Marktkräfte und des Zusammenspiels von Angebot und Nachfrage 

(1) Bei der Entscheidung darüber, ob eine Marktpraxis, die als ZMP festgelegt werden soll, das Kriterium von 
Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 erfüllt, berücksichtigen die zuständigen Behörden, 
ob die Marktpraxis die Möglichkeiten anderer Marktteilnehmer, auf Geschäfte zu reagieren, einschränkt. Die zuständigen 
Behörden berücksichtigen außerdem zumindest die folgenden Kriterien in Bezug auf die Art der Personen, die die 
Marktpraxis nach deren Festlegung als ZMP ausführen werden: 

a)  ob es sich um beaufsichtigte Personen handelt; 

b)  ob sie Mitglieder eines Handelsplatzes sind, an dem die ZMP angewendet werden soll; 

c)  ob sie Aufzeichnungen über Aufträge und Geschäfte im Zusammenhang mit der Marktpraxis führen, die es 
ermöglichen, diese Praxis leicht von anderen Handelsaktivitäten zu unterscheiden, so unter anderem durch Führung 
gesonderter Konten für die Ausführung der ZMP, um insbesondere nachzuweisen, dass erteilte Aufträge getrennt und 
einzeln erfasst und Aufträge von verschiedenen Kunden nicht zusammengefasst werden; 

d)  ob sie spezielle interne Verfahren eingeführt haben, die Folgendes ermöglichen: 

i)  die sofortige Identifizierung der Aktivitäten, die mit der Marktpraxis im Zusammenhang stehen; 

ii)  die sofortige Bereitstellung der betreffenden Auftrags- und Geschäftsaufzeichnungen auf Ersuchen der zuständigen 
Behörde; 

e)  ob sie über die notwendigen Ressourcen verfügen, um die Einhaltung der für die ZMP festgelegten Bedingungen 
jederzeit überwachen und gewährleisten zu können; 

f)  ob sie die unter Buchstabe c genannten Aufzeichnungen mindestens fünf Jahre lang aufbewahren. 

(2) Die zuständigen Behörden berücksichtigen, inwieweit durch die Marktpraxis eine Vorabliste mit Handelsbe­
dingungen für ihre Ausführung als ZMP, einschließlich Beschränkungen für Preise und Volumen und Beschränkungen bei 
Positionen, festgelegt wird. 

(3) Die zuständigen Behörden beurteilen, inwieweit die Marktpraxis und die Absprache bzw. der Vertrag für ihre 
Ausführung 

a)  es der Person, die die ZMP ausführt, ermöglicht, unabhängig vom Begünstigten zu handeln, ohne dessen 
Anweisungen, Informationen oder Einflussnahmen im Hinblick auf die Art und Weise der Durchführung des Handels 
ausgesetzt zu sein; 

b)  auf die Vermeidung von Interessenskonflikten zwischen dem Begünstigten und den Kunden der die ZMP 
ausführenden Person abstellt. 

Artikel 5 

Auswirkung auf Marktliquidität und -effizienz 

Bei der Entscheidung darüber, ob eine Marktpraxis, die als ZMP festgelegt werden soll, das Kriterium von Artikel 13 
Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 erfüllt, bewerten die zuständigen Behörden die Auswirkungen 
der Marktpraxis zumindest auf die folgenden Elemente: 

a)  Handelsvolumen; 

b)  Anzahl der Aufträge im Auftragsbuch (Ordertiefe); 

c)  Tempo der Durchführung der Geschäfte; 

d)  volumengewichteter Durchschnittspreis eines einzigen Handelstages, täglicher Schlusskurs; 
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e)  Geld-Brief-Spanne, Preisschwankung und -volatilität; 

f)  Regelmäßigkeit von Angeboten oder Geschäften. 

Artikel 6 

Auswirkungen auf das ordnungsgemäße Funktionieren des Marktes 

(1) Bei der Entscheidung darüber, ob eine Marktpraxis, die als ZMP festgelegt werden soll, das Kriterium von 
Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe d der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 erfüllt, berücksichtigen die zuständigen Behörden 
die folgenden Aspekte: 

a)  die Möglichkeit, dass sich die Marktpraxis auf die Preisbildungsprozesse in einem Handelsplatz auswirkt; 

b)  inwieweit die Marktpraxis die Beurteilung von Preisen und Aufträgen im Auftragsbuch erleichtern könnte, und ob die 
zu tätigenden Geschäfte oder die zu erteilenden Aufträge für ihre Ausführung als ZMP nicht den Handelsregeln des 
jeweiligen Handelsplatzes zuwiderlaufen; 

c)  die Modalitäten der öffentlichen Bekanntgabe der in Artikel 3 genannten Informationen einschließlich der 
Bekanntgabe auf der Website des betreffenden Handelsplatzes und, sofern zutreffend, die Frage, ob sie gleichzeitig auf 
den Websites der Begünstigten veröffentlicht werden; 

d)  inwieweit mit der Marktpraxis eine Vorabliste von Situationen oder Bedingungen aufgestellt wird, in bzw. unter denen 
ihre Ausführung als ZMP vorübergehend ausgesetzt oder eingeschränkt wird, u. a. besondere Handelsperioden oder 
-phasen wie Auktionsphasen, Übernahmen, Erstplatzierungen, Kapitalerhöhungen, Zweitplatzierungen. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe b wird auch eine Marktpraxis berücksichtigt, bei der Geschäfte und 
Aufträge in Echtzeit vom Marktbetreiber oder der Wertpapierfirma bzw. Marktbetreibern, die ein MTF oder OTF 
betreiben, überwacht werden. 

(2) Die zuständigen Behörden beurteilen, inwieweit eine Marktpraxis es ermöglicht, dass 

a)  mit ihrer Ausführung verbundene Aufträge während der Eröffnungs- oder Schlussauktionsphase eines Handelstages 
erteilt und ausgeführt werden; 

b)  mit ihrer Ausführung verbundene Aufträge oder Geschäfte in Perioden erteilt bzw. getätigt werden, in denen 
Stabilisierungen und Rückkäufe stattfinden. 

Artikel 7 

Risiken für die Integrität von verbundenen Märkten 

Bei der Entscheidung darüber, ob eine Marktpraxis, die als ZMP festgelegt werden soll, das Kriterium von Artikel 13 
Absatz 2 Buchstabe e der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 erfüllt, berücksichtigen die zuständigen Behörden Folgendes: 

a)  ob die mit der Ausführung der Marktpraxis nach deren Festlegung als ZMP verbundenen Geschäfte den zuständigen 
Behörden regelmäßig gemeldet werden; 

b)  ob die Ressourcen (Bargeld oder Finanzinstrumente), die der Ausführung der ZMP zugeteilt werden, ausreichend sind 
und den Zielen der ZMP selbst entsprechen; 

c)  die Art und Höhe der Vergütung für erbrachte Dienstleistungen im Rahmen der Ausführung einer ZMP und die 
Frage, ob diese Vergütung als Pauschale festgelegt wird; wenn eine variable Vergütung geplant ist, darf sie nicht zu 
einem Verhalten führen, das der Marktintegrität oder dem ordnungsgemäßen Funktionieren des Marktes abträglich ist, 
und muss der zuständigen Behörde zwecks Bewertung mitgeteilt werden; 

d)  ob die Arten von Personen, die die ZMP ausführen werden, eine angemessene Trennung der für die Ausführung der 
ZMP bestimmten Aktiva von den Aktiva ihrer Kunden (sofern zutreffend) oder ihren eigenen Aktiva gewährleisten, 
wenn dies für den betrachteten Markt angebracht ist; 
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e)  ob die jeweiligen Pflichten der Begünstigten und der die ZMP ausführenden Personen oder gegebenenfalls die 
gemeinsamen Pflichten beider eindeutig festgelegt sind; 

f)  ob die Arten von Personen, die die ZMP ausführen werden, über eine organisatorische Struktur und geeignete interne 
Regelungen verfügen, die gewährleisten, dass die mit der ZMP verbundenen handelsbezogenen Entscheidungen 
gegenüber anderen Abteilungen innerhalb dieser Person geheim bleiben und unabhängig von Kundenaufträgen, 
Portfolioverwaltung oder für eigene Rechnung platzierten Aufträgen getroffen werden; 

g)  ob ein geeignetes Berichtsverfahren zwischen dem Begünstigten und der Person, die die ZMP ausführen wird, besteht, 
das den Austausch von Informationen ermöglicht, die gegebenenfalls zur Erfüllung der jeweiligen gesetzlichen oder 
vertraglichen Verpflichtungen notwendig sind. 

Artikel 8 

Untersuchung der Marktpraxis 

Bei der Entscheidung darüber, ob eine Marktpraxis, die als ZMP festgelegt werden soll, das Kriterium von Artikel 13 
Absatz 2 Buchstabe f der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 erfüllt, beachten die zuständigen Behörden insbesondere, ob 
Untersuchungen in den von ihnen überwachten Märkten zu Ergebnissen geführt haben, die die Festlegung als ZMP in 
Frage stellen könnten. 

Artikel 9 

Strukturmerkmale des Marktes 

Bei der Berücksichtigung des Anteils von Privatanlegern auf dem betreffenden Markt gemäß Artikel 13 Absatz 2 
Buchstabe g der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 bewerten die zuständigen Behörden zumindest Folgendes: 

a) die potenziellen Auswirkungen der Marktpraxis auf die Interessen von Privatanlegern, wenn die Marktpraxis Finanz­
instrumente betrifft, die auf Märkten gehandelt werden, in denen Privatanleger aktiv sind; 

b)  ob die Marktpraxis für Privatanleger die Wahrscheinlichkeit erhöht, Gegenparteien bei Finanzinstrumenten geringer 
Liquidität zu finden, ohne dass ihre Risikobelastung steigt. 

ABSCHNITT 3 

Verfahren 

Artikel 10 

Meldung der beabsichtigten Festlegung einer zulässigen Marktpraxis 

(1) Gemäß Artikel 13 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 melden die zuständigen Behörden ihre Absicht, 
eine ZMP festzulegen, per Post oder E-Mail gleichzeitig an die ESMA und die anderen zuständigen Behörden, wobei sie 
eine vorgegebene Liste von Kontaktstellen nutzen, die von den zuständigen Behörden und der ESMA aufgestellt und 
regelmäßig gepflegt wird. 

(2) Die in Absatz 1 genannte Meldung enthält Folgendes: 

a)  eine Erklärung der Absicht, eine ZMP festzulegen, mit Angabe des erwarteten Datums der Festlegung; 

b)  die Angabe der meldenden zuständigen Behörde und der Kontaktangaben der Kontaktperson(en) bei dieser Behörde 
(Name, dienstliche Telefonnummer und E-Mail-Adresse, Titel); 

c)  eine ausführliche Beschreibung der Marktpraxis mit folgenden Informationen: 

i)  Angabe der Arten von Finanzinstrumenten und Handelsplätzen, in denen die ZMP angewendet werden soll; 

ii)  Arten von Personen, die die ZMP ausführen dürfen; 
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iii)  Art der Begünstigten; 

iv)  Angabe, ob die Marktpraxis für einen festgelegten Zeitraum durchgeführt werden kann, sowie Angabe von 
Situationen oder Bedingungen, die zu einer vorübergehenden Unterbrechung, Aussetzung oder Beendigung der 
Praxis führen können; 

d)  Grund, aus dem die Praxis eine Marktmanipulation gemäß Artikel 12 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 darstellen 
könnte; 

e)  genaue Angabe zu der gemäß Artikel 13 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 durchgeführten Bewertung. 

(3) Die in Absatz 1 genannte Meldung beinhaltet die Tabelle zur Bewertung einer vorgeschlagenen Marktpraxis unter 
Verwendung der Vorlage im Anhang. 

Artikel 11 

Stellungnahme der ESMA 

(1) Nach Eingang der in Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 genannten Meldung und vor der 
Abgabe der gemäß diesem Absatz geforderten Stellungnahme leitet die ESMA auf eigene Initiative oder auf Ersuchen 
einer zuständigen Behörde ein Verfahren zur Übermittlung von vorläufigen Stellungnahmen, Bedenken, Einsprüchen 
oder gegebenenfalls Ersuchen um Klarstellungen in Bezug auf die gemeldete Marktpraxis an die zuständige Behörde ein. 
Die meldende zuständige Behörde kann der ESMA weitere Klarstellungen zu der gemeldeten Marktpraxis übermitteln. 

(2) Wenn im Verlauf des in Absatz 1 genannten Verfahrens grundlegende oder wesentliche Änderungen 
vorgenommen werden, die sich auf die Basis oder den Inhalt der gemeldeten Marktpraxis oder die von der meldenden 
zuständigen Behörde durchgeführte Bewertung auswirken, wird das Verfahren der Abgabe der ESMA-Stellungnahme zu 
der gemeldeten Praxis eingestellt. Gegebenenfalls leitet die zuständige Behörde ein neues Verfahren zur Festlegung der 
geänderten Praxis als ZMP gemäß Artikel 13 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 ein. 

ABSCHNITT 4 

Beibehaltung, Änderung und Beendigung einer zulässigen Marktpraxis 

Artikel 12 

Überprüfung einer festgelegten AMP 

(1) Die zuständigen Behörden, die ZMP festgelegt haben, bewerten regelmäßig und zumindest alle zwei Jahre, ob die 
Bedingungen für die Festlegung der ZMP gemäß Artikel 13 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 und 
Abschnitt 2 dieses Kapitels weiterhin erfüllt sind. 

(2) Abgesehen von der regelmäßigen Überprüfung gemäß Artikel 13 Absatz 8 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 
wird das in Absatz 1 genannte Bewertungsverfahren auch eingeleitet, wenn 

a)  Sanktionen im Zusammenhang mit einer festgelegten ZMP verhängt werden; 

b)  aufgrund einer wesentlichen Änderung im Marktumfeld im Sinne von Artikel 13 Absatz 8 dieser Verordnung eine 
oder mehrere Bedingungen für die Zulässigkeit einer festgelegten Praxis nicht mehr erfüllt sind; 

c)  eine zuständige Behörde begründeten Anlass zu der Vermutung hat, dass Begünstigte der ZMP oder durchführende 
Personen gegen die Verordnung (EU) Nr. 596/2014 verstoßen oder verstoßen haben. 

(3) Falls die Bewertung ergibt, dass eine festgelegte ZMP die in Abschnitt 2 genannten Bedingungen der 
ursprünglichen Bewertung der zuständigen Behörden nicht mehr erfüllt, schlagen die zuständigen Behörden entweder 
eine Änderung der Bedingungen für die Zulässigkeit oder die Beendigung der ZMP unter Berücksichtigung der Kriterien 
des Artikels 13 vor. 

(4) Die zuständigen Behörden unterrichten die ESMA auch dann über das Ergebnis des Bewertungsverfahrens, wenn 
die ZMP ohne Änderung beibehalten wird. 
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(5) Schlägt eine zuständige Behörde vor, die Bedingungen für die Zulässigkeit einer festgelegten ZMP zu ändern, muss 
sie die Anforderungen von Artikel 2 erfüllen. 

(6) Beschließt eine zuständige Behörde die Beendigung einer festgelegten ZMP, veröffentlicht sie die betreffende 
Entscheidung und teilt sie gleichzeitig allen anderen zuständigen Behörden und der ESMA mit, wobei sie das Datum der 
Beendigung mit Blick auf die Aktualisierung der Liste von ZMP angibt, die sie gemäß Artikel 13 Absatz 9 der 
Verordnung (EU) Nr. 596/2014 veröffentlicht. 

Artikel 13 

Kriterien für die Änderung oder Beendigung einer festgelegten AMP 

Bei der Entscheidung darüber, ob eine festgelegte ZMP beendet werden soll oder die Bedingungen für ihre Zulässigkeit 
geändert werden sollen, tragen die zuständigen Behörden folgenden Aspekten Rechnung: 

a)  inwieweit die Begünstigten oder die die ZMP ausführenden Personen die im Rahmen dieser ZMP festgelegten 
Bedingungen erfüllen; 

b)  inwieweit das Verhalten der Begünstigten oder der die ZMP ausführenden Personen dazu geführt hat, dass die 
Kriterien von Artikel 13 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 nicht mehr erfüllt werden; 

c)  inwieweit die ZMP seit einiger Zeit von den Marktteilnehmern nicht mehr genutzt wird; 

d)  ob eine wesentliche Änderung im Umfeld des betreffenden Marktes im Sinne von Artikel 13 Absatz 8 der 
Verordnung (EU) Nr. 596/2014 dazu führt, dass Bedingungen für die Festlegung der ZMP nicht mehr erfüllt werden 
können oder müssen, insbesondere 

i)  ob das Ziel der ZMP unerreichbar geworden ist; 

ii)  ob sich die weitere Nutzung der festgelegten ZMP nachteilig auf die Integrität oder Effizienz der Märkte auswirken 
könnte, die der Aufsicht durch die zuständige Behörde unterliegen; 

e)  ob eine Situation besteht, die unter eine der allgemeinen Bestimmungen für die Beendigung fällt, die in der 
festgelegten ZMP selbst enthalten sind. 

KAPITEL III 

SCHLUSSBESTIMMUNG 

Artikel 14 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt mit Wirkung vom 3. Juli 2016. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 26. Februar 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

Vorlage für die Meldung der beabsichtigten Festlegung einer zulässigen Marktpraxis 

Zulässige Marktpraxis (ZMP) für [Name der ZMP einfügen] 

Geplantes Datum der Einführung der ZMP: [Datum einfügen, an dem die ZMP von der meldenden zuständigen Behörde 
eingeführt werden soll] 

Beschreibung der ZMP: 
[Text einfügen, einschließlich Nennung der Arten der Finanzinstrumente und der Handelsplätze, auf denen die ZMP ausgeführt 
werden soll; der Arten von Personen, die die ZMP ausführen dürfen; der Art der Begünstigten sowie Angabe, ob die Marktpraxis 
für einen festgelegten Zeitraum ausgeführt werden kann, und aller Situationen oder Bedingungen, die zu einer vorübergehenden 
Unterbrechung, Aussetzung oder Beendigung der Praxis führen können] 

Gründe, aus denen die Praxis eine Marktmanipulation darstellen könnte 
[Text einfügen] 

BEWERTUNG 

Liste der berücksichtigten Kriterien Schlussfolgerung der zuständigen Behörde und Begründung 

a)  Grad der Transparenz für den Markt [Text mit der Begründung für dieses Kriterium einfügen] 

b)  Grad der Gewährleistung des Funktionierens der 
Marktkräfte und des richtigen Zusammenspiels von 
Angebot und Nachfrage. 

[Text mit der Begründung für dieses Kriterium einfügen] 

c)  Auswirkung auf Marktliquidität und -effizienz [Text mit der Begründung für dieses Kriterium einfügen] 

d)  Der Handelsmechanismus des betreffenden Marktes 
und die Möglichkeit für Marktteilnehmer, angemessen 
und rechtzeitig auf die durch die Marktpraxis entste­
hende neue Marktsituation zu reagieren. 

[Text mit der Begründung für dieses Kriterium einfügen] 

e) Risiken für die Integrität direkt oder indirekt verbun­
dener, geregelter oder nicht geregelter Märkte für das 
betreffende Finanzinstrument innerhalb der Union. 

[Text mit der Begründung für dieses Kriterium einfügen] 

f)  Ergebnis der Ermittlungen der zuständigen Behörden 
bzw. anderer Behörden zu der entsprechenden Markt­
praxis, insbesondere ob eine Verletzung der Markt­
missbrauchsbestimmungen oder der geltenden Verhal­
tensregeln festgestellt wurde, unabhängig davon, ob 
direkt oder indirekt auf dem betreffenden Markt oder 
verbundenen Märkten in der Union. 

[Text mit der Begründung für dieses Kriterium einfügen] 

g)  Strukturmerkmale des betreffenden Marktes, u. a., ob 
es sich um einen geregelten Markt handelt, welche 
Finanzinstrumente gehandelt werden, welche Markt­
teilnehmer vertreten sind und welcher Anteil am 
Handel auf dem betreffenden Markt auf Privatanleger 
entfällt. 

[Text mit der Begründung für dieses Kriterium einfügen]   
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2016/909 DER KOMMISSION 

vom 1. März 2016 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates im 
Hinblick auf technische Regulierungsstandards für den Inhalt der Meldungen, die den zuständigen 
Behörden zu übermitteln sind, sowie für die Zusammenstellung, Veröffentlichung und Pflege der 

Liste der Meldungen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über 
Marktmissbrauch (Marktmissbrauchsverordnung) und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates und der Richtlinien 2003/124/EG, 2003/125/EG und 2004/72/EG (1), insbesondere auf 
Artikel 4 Absatz 4 Unterabsatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Delegierte Verordnung der Kommission, die gemäß Artikel 27 Absatz 3 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) 
Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates (2) angenommen werden soll, sieht die fortlaufende 
Übermittlung von Referenzdaten für die zum Handel zugelassenen Finanzinstrumente vor. Dagegen übermitteln 
die Handelsplätze gemäß Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 ihren zuständigen Behörden jeweils nur 
eine Meldung mit ausführlichen Angaben zu den Finanzinstrumenten, die Gegenstand eines Antrags auf 
Zulassung zum Handel sind, zum Handel zugelassen werden oder gehandelt werden, sowie eine nachfolgende 
Meldung, wenn ein Finanzinstrument nicht mehr gehandelt wird oder seine Zulassung zum Handel erlischt. In 
Anbetracht der unterschiedlichen Meldepflichten, die sich aus der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 und der oben 
genannten Delegierten Verordnung ergeben, sollten die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen 
Meldepflichten an die entsprechenden Anforderungen der oben genannten Delegierten Verordnung angeglichen 
werden, um den Verwaltungsaufwand der von diesen Pflichten betroffenen Unternehmen zu verringern. 

(2)  Um eine effektive und effiziente Nutzung der Liste der Meldungen von Finanzinstrumenten zu ermöglichen, 
sollten die Handelsplätze vollständige und genaue Meldungen zu den Finanzinstrumenten vorlegen. Aus 
denselben Gründen sollten die zuständigen Behörden die eingehenden Meldungen zu den Finanzinstrumenten auf 
Vollständigkeit und Genauigkeit hin prüfen und bewerten und die Handelsplätze unverzüglich über festgestellte 
Unvollständigkeiten oder Ungenauigkeiten in Kenntnis setzen. Ebenso sollte die Europäische Wertpapier- und 
Marktaufsichtsbehörde (ESMA) die Vollständigkeit und Genauigkeit der von den zuständigen Behörden 
übermittelten Meldungen prüfen und diese Behörden unverzüglich über festgestellte Unvollständigkeiten oder 
Ungenauigkeiten in Kenntnis setzen. 

(3)  Die Liste der Meldungen zu den Finanzinstrumenten sollte von der ESMA in elektronischer, maschinenlesbarer 
und herunterladbarer Form veröffentlicht werden, um einen effizienten Gebrauch und Austausch der Daten zu 
ermöglichen. 

(4)  Diese Verordnung basiert auf den Entwürfen technischer Regulierungsstandards, die der Kommission von der 
ESMA vorgelegt wurden. Die ESMA hat zu diesen Entwürfen offene öffentliche Konsultationen durchgeführt, die 
damit verbundenen potenziellen Kosten und Nutzeffekte analysiert und die Stellungnahme der nach Artikel 37 
der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates (3) eingesetzten Interessengruppe 
Wertpapiere und Wertpapiermärkte eingeholt. 

(5)  Zur Sicherung reibungslos funktionierender Finanzmärkte sollte diese Verordnung baldmöglichst in Kraft treten 
und sollten die darin festgelegten Bestimmungen ab demselben Zeitpunkt gelten wie die Bestimmungen der 
Verordnung (EU) Nr. 596/2014 — 
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(1) ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 1. 
(2) Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über Märkte für Finanzinstrumente und 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 84). 
(3) Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 zur Errichtung einer 

Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG 
und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/77/EG der Kommission (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 84). 



HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Meldungen zu den Finanzinstrumenten gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 beinhalten alle 
in Tabelle 2 des Anhangs der vorliegenden Verordnung genannten Angaben zu den betreffenden Finanzinstrumenten. 

Artikel 2 

(1) Die zuständigen Behörden überprüfen und beurteilen mithilfe automatisierter Verfahren, ob die gemäß Artikel 4 
Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 übermittelten Meldungen den Anforderungen von Artikel 1 der 
vorliegenden Verordnung und Artikel 2 der Durchführungsverordnung (EU) 2016/378 der Kommission (1) entsprechen. 

(2) Die Handelsplatzbetreiber werden mithilfe automatisierter Verfahren unverzüglich über unvollständige Angaben 
bei eingegangenen Meldungen und über eine etwaige Nichteinhaltung der in Artikel 1 der Durchführungsverordnung 
(EU) 2016/378 genannten Meldefrist in Kenntnis gesetzt. 

(3) Die zuständigen Behörden übermitteln der ESMA gemäß Artikel 1 mithilfe automatisierter Verfahren vollständige 
und genaue Meldungen zu den Finanzinstrumenten. 

Am Tag nach dem Eingang der Meldungen zu den Finanzinstrumenten gemäß Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 596/2014 konsolidiert die ESMA mithilfe automatisierter Verfahren die von allen zuständigen Behörden 
übermittelten Meldungen. 

(4) Die ESMA überprüft und beurteilt mithilfe automatisierter Verfahren, ob die eingegangenen Meldungen der 
zuständigen Behörden vollständig und genau sind und dem in Tabelle 3 des Anhangs zur Durchführungsverordnung 
(EU) 2016/378 vorgegebenen Format sowie den dort angegebenen Normen entsprechen. 

(5) Die ESMA setzt die zuständigen Behörden mithilfe automatisierter Verfahren unverzüglich über unvollständige 
Angaben bei eingegangenen Meldungen und über eine etwaige Nichteinhaltung der in Artikel 1 Absatz 3 der Durchfüh­
rungsverordnung (EU) 2016/378 genannten Meldefrist in Kenntnis. 

(6) Die ESMA veröffentlicht mithilfe automatisierter Verfahren die vollständige Liste der Meldungen in elektronischer, 
herunterladbarer und maschinenlesbarer Form auf ihrer Website. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 3. Juli 2016. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 1. März 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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(1) Durchführungsverordnung (EU) 2016/378 der Kommission vom 11. März 2016 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in 
Bezug auf den Zeitplan, das Format und Muster für die Übermittlung der Meldungen an die zuständigen Behörden gemäß der 
Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 72 vom 17.3.2016, S. 1). 



ANHANG 

Meldungen zu Finanzinstrumenten gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 

Tabelle 1 

Klassifizierung von Warenderivaten und Derivaten von Emissionszertifikaten für Tabelle 2 
(Felder 35-37) 

Basisprodukt Unterprodukt Weiteres Unterprodukt 

„AGRI“ — Agrarprodukt „GROS“ — Getreide und Ölsaaten „FWHT“ — Futterweizen 

„SOYB“ — Sojabohnen 

„CORN“ — Mais 

„RPSD“ — Raps 

„RICE“ — Reis 

„OTHR“ — Sonstiges 

„SOFT“ — Weichwaren „CCOA“ — Kakao 

„ROBU“ — Robusta-Kaffee 

„WHSG“ — Weißzucker 

„BRWN“ — Rohzucker 

„OTHR“ — Sonstiges 

„POTA“ — Kartoffeln  

„OOLI“ — Olivenöl „LAMP“ — Lampantöl 

„DIRY“ — Molkereiprodukte  

„FRST“ — forstwirtschaftliche Pro­
dukte  

„SEAF“ — Fisch und Meeres­
früchte  

„LSTK“ — Vieh  

„GRIN“ — Getreide „MWHT“ — Mahlweizen 

„NRGY“ — Energie „ELEC“ — Strom „BSLD“ — Grundlast 

„FITR“ — finanzielle Übertragungsrechte 

„PKLD“ — Spitzenlast 

„OFFP“ — Schwachlast 

„OTHR“ — Sonstiges 

„NGAS“ — Erdgas „GASP“ — GASPOOL 

„LNGG“ — LNG 

„NBPG“ — NBP 

„NCGG“ — NCG 

„TTFG“ — TTF 
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Basisprodukt Unterprodukt Weiteres Unterprodukt  

„OILP“ — Öl „BAKK“ — Bakken 

„BDSL“ — Biodiesel 

„BRNT“ — Brent 

„BRNX“ — Brent NX 

„CNDA“ — Kanadisch 

„COND“ — Kondensat 

„DSEL“ — Diesel 

„DUBA“ — Dubai 

„ESPO“ — ESPO 

„ETHA“ — Ethanol 

„FUEL“ — Brennstoff 

„FOIL“ — Motorentreibstoffe 

„GOIL“ — Gasöl 

„GSLN“ — Ottokraftstoff 

„HEAT“ — Heizöl 

„JTFL“ — Flugturbinenkraftstoff 

„KERO“ — Kerosin 

„LLSO“ — Light Louisiana Sweet (LLS) 

„MARS“ — MARS 

„NAPH“ — Naptha 

„NGLO“ — NGL 

„TAPI“ — Tapis 

„URAL“ — Ural 

„WTIO“ — WTI 

„COAL“ — Kohle 

„INRG“ — Arbitragegeschäft 

„RNNG“ — erneuerbare Energie 

„LGHT“ — leichte Bestandteile 

„DIST“ — Destillate  

„ENVR“ — Umwelt „EMIS“ — Emissionen „CERE“ — CER 

„ERUE“ — ERU 

„EUAE“ — EUA 

„EUAA“ — EUAA 

„OTHR“ — Sonstige 

„WTHR“ — Wetter 

„CRBR“ — Kohlenstoff  

„FRGT“ — Fracht „WETF“ — Nass „TNKR“ — Tanker 

„DRYF“ — Trocken „DBCR“ — Massengutschiff 

„CSHP“ — Containerschiffe  
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Basisprodukt Unterprodukt Weiteres Unterprodukt 

„FRTL“ — Dünger „AMMO“ — Ammoniak 

„DAPH“ — DAP (Diammonium­
phosphat) 

„PTSH“ — Kali 

„SLPH“ — Schwefel 

„UREA“ — Harnstoff 

„UAAN“ — UAN (Harnstoff und 
Ammoniumnitrat)  

„INDP“ — Industrieerzeugnisse „CSTR“ — Baugewerbe 

„MFTG“ — Verarbeitendes Ge­
werbe  

„METL“– Metalle „NPRM“ — Nichtedelmetalle „ALUM“ — Aluminium 

„ALUA“ — Aluminiumlegierung 

„CBLT“ — Kobalt 

„COPR“ — Kupfer 

„IRON“ — Eisenerz 

„LEAD“ — Blei 

„MOLY“ — Molybdän 

„NASC“ — NASAAC 

„NICK“ — Nickel 

„STEL“ — Stahl 

„TINN“ — Zinn 

„ZINC“ — Zink 

„OTHR“ — Sonstiges 

„PRME“ — Edelmetalle „GOLD“ — Gold 

„SLVR“ — Silber 

„PTNM“ — Platin 

„PLDM“ — Palladium 

„OTHR“ — Sonstiges 

„MCEX“ — Multi Commodity exo­
tisch   

„PAPR“ — Papier „CBRD“ — Wellpappenrohpapier 

„NSPT“ — Zeitungsdruckpapier 

„PULP“ — Holz- und Zellstoff 

„RCVP“ — Recyclingpapier  

„POLY“ — Polypropylen „PLST“ — Kunststoff  

„INFL“ — Inflation   

„OEST“ — Offizielle Wirtschaftssta­
tistik   
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Basisprodukt Unterprodukt Weiteres Unterprodukt 

„OTHC“ — Sonstige C10 entspre­
chend der Definition in Anhang III 
Abschnitt „Sonstige C10-Derivate“, 
Tabelle 10.1, der Delegierten Ver­
ordnung der Kommission zur Er­
gänzung der Verordnung (EU) 
Nr. 600/2014 im Hinblick auf 
technische Regulierungsstandards 
für Transparenzanforderungen für 
Handelsplätze und Wertpapierfir­
men in Bezug auf Schuldverschrei­
bungen, strukturierte Finanzpro­
dukte, Emissionszertifikate und De­
rivate. 

„DLVR“ — Lieferbar 

„NDLV“ — Nicht lieferbar  

„OTHR“ — Sonstige    

Tabelle 2 

Inhalt der Meldungen, die den zuständigen Behörden gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 596/2014 zu übermitteln sind 

Nr. Feld Zu meldender Inhalt 

Allgemeine Felder 

1 Kennung des Instruments Zur Identifizierung des Finanzinstruments verwendeter Code. 

2 Vollständige Bezeichnung des In­
struments 

Vollständige Bezeichnung des Finanzinstruments. 

3 Klassifizierung des Instruments Zur Klassifizierung des Finanzinstruments verwendete Taxonomie. 

Es ist ein vollständiger und richtiger CFI-Code anzugeben. 

4 Warenderivatindikator Angabe, ob das Finanzinstrument unter die Definition der Warenderi­
vate nach Artikel 2 Absatz 1 Nummer 30 der Verordnung (EU) 
Nr. 600/2014 fällt. 

Felder mit Bezug auf den Emittenten 

5 Kennung des Emittenten oder 
Handelsplatzbetreibers 

LEI des Emittenten oder Handelsplatzbetreibers. 

Felder mit Bezug auf den Handelsplatz 

6 Handelsplatz Segment MIC für den Handelsplatz oder systematischen Internalisie­
rer, sofern verfügbar, ansonsten Operating MIC. 

7 Kurzbezeichnung des Finanzinst­
ruments 

Kurzbezeichnung des Finanzinstruments des Finanzinstruments nach 
ISO 18774. 

8 Antrag des Emittenten auf Zulas­
sung zum Handel 

Angabe, ob der Emittent des Finanzinstruments beantragt oder ge­
nehmigt hat, dass seine Finanzinstrumente auf einem Handelsplatz 
gehandelt bzw. zum Handel zugelassen werden. 
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Nr. Feld Zu meldender Inhalt 

9 Datum der Genehmigung der Zu­
lassung zum Handel 

Datum und Uhrzeit der Genehmigung des Emittenten für den Handel 
mit seinen Finanzinstrumenten bzw. für deren Zulassung zum Han­
del auf einem Handelsplatz. 

10 Datum der Beantragung der Zulas­
sung zum Handel 

Datum und Uhrzeit der Beantragung der Zulassung zum Handel auf 
dem Handelsplatz. 

11 Datum der Zulassung zum Handel 
oder Datum des ersten Handelsab­
schlusses 

Datum und Uhrzeit der Zulassung zum Handel auf einem Handels­
platz oder Datum und Zeitpunkt des erstmaligen Handels bzw. des 
erstmaligen Eingangs eines Auftrags oder einer Offerte auf dem Han­
delsplatz. 

12 Kontraktende Datum und Uhrzeit, zu dem/der Handel mit dem Finanzinstrument 
auf dem Handelsplatz eingestellt wird bzw. zu dem/der seine Zulas­
sung zum Handel erlischt. 

Wenn Datum und Uhrzeit nicht verfügbar sind, ist das Feld nicht 
auszufüllen. 

Felder mit Bezug auf den Nennwert 

13 Nennwährung 1 Währung des Nennwerts. 

Bei Zinsderivatkontrakten oder Währungsderivatkontrakten ist dies 
die Nennwährung von Leg 1 oder die Währung 1 des Paares. 

Im Falle von Swaptions, bei denen der zugrunde liegende Swap in 
einheitlicher Währung erfolgt, ist dies die Nennwährung des zu­
grunde liegenden Swaps. Im Falle von Swaptions, bei denen der zu­
grunde liegende Swap in mehreren Währungen erfolgt, ist dies die 
Nennwährung von Leg 1 des Swaps. 

Felder mit Bezug auf Schuldverschreibungen und sonstige verbriefte Schuldtitel 

14 Ausgegebener Gesamtnennbetrag Ausgegebener Gesamtnennbetrag in monetärem Wert. 

15 Fälligkeitstermin Datum der Fälligkeit des angegebenen Finanzinstruments. 

Dieses Feld gilt für Schuldtitel mit festgelegter Fälligkeit. 

16 Währung des Nennbetrags Währung des Nennbetrags bei Schuldtiteln. 

17 Nennwert je Stück/gehandelter 
Mindestwert 

Nennwert jedes Instruments. Falls nicht verfügbar, ist der gehandelte 
Mindestwert anzugeben. 

18 Festsatz Fester Prozentsatz der Rendite eines Schuldtitels, wenn dieser bis zur 
Fälligkeit gehalten wird, in Prozenten angegeben. 

19 Kennung des Indexes/Benchmark 
einer variabel verzinslichen 
Schuldverschreibung 

Sofern eine Kennung vorhanden ist. 

20 Bezeichnung des Indexes/Bench­
mark einer variabel verzinslichen 
Schuldverschreibung 

Wenn keine Kennung vorhanden, Bezeichnung des Index. 

21 Laufzeit des Indexes/Benchmark 
einer variabel verzinslichen 
Schuldverschreibung 

Laufzeit des Index/Benchmark einer variabel verzinslichen Schuldver­
schreibung. Die Laufzeit ist in Tagen, Wochen, Monaten oder Jahren 
anzugeben. 

22 Basispunkte-Spread des Index/ 
Benchmark einer variabel verzins­
lichen Schuldverschreibung 

Zahl der Basispunkte über oder unter dem Index für die Preisberech­
nung. 
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Nr. Feld Zu meldender Inhalt 

23 Vorrangigkeit der Schuldverschrei­
bung 

Angabe der Art der Schuldverschreibung: vorrangige Schuld, Mezza­
nin, nachrangig oder Junior. 

Felder mit Bezug auf Derivate und verbriefte Derivate 

24 Ablaufdatum Ablaufdatum des Finanzinstruments. Das Feld gilt nur für Derivate 
mit festgelegtem Ablaufdatum. 

25 Preismultiplikator Zahl der Anteile des Basisinstruments, die von einem einzelnen Deri­
vatkontrakt erfasst werden. 

Bei Future oder Option auf einen Index: Betrag je Indexpunkt. 

Bei Spreadbets die Bewegung des Kurses des Basisinstruments, auf 
dem der Spreadbet beruht. 

26 Code des Basisinstruments ISIN-Code des Basisinstruments. 

Bei ADR, GDR und ähnlichen Instrumenten Angabe des ISIN-Codes 
des Finanzinstruments, auf denen diese Instrumente beruhen. 

Bei Wandelschuldverschreibungen Angabe des ISIN-Codes des Instru­
ments, in das die Wandelschuldverschreibung umgewandelt werden 
kann. 

Bei Derivaten oder anderen Instrumenten mit einem Basiswert An­
gabe des ISIN-Codes des Basisinstruments, wenn der Basiswert auf ei­
nem Handelsplatz zum Handel zugelassen ist oder gehandelt wird. 
Handelt es sich beim Basiswert um eine Aktiendividende, Angabe des 
Instrument Code der betreffenden Aktie, die den Anspruch auf die 
zugrunde liegenden Dividenden begründet. 

Bei Credit Default Swaps sollte die ISIN der Referenzverbindlichkeit 
angegeben werden. 

Wenn der Basiswert ein Index ist und eine ISIN hat, Angabe des 
ISIN-Codes für diesen Index. 

Wenn es sich beim Basiswert um einen Korb handelt, Angabe des 
ISIN-Codes für jeden Bestandteil des Korbes, der auf einem Handels­
platz zum Handel zugelassen ist oder gehandelt wird. Daher sind die 
Felder 26 und 27 so oft zu melden, bis alle im Korb enthaltenen In­
strumente aufgeführt sind. 

27 Basisemittent Wenn sich das Instrument auf einen Emittenten und nicht auf ein 
einzelnes Instrument bezieht, Angabe des LEI-Codes des Emittenten. 

28 Bezeichnung des Basisindexes Wenn der Basiswert ein Index ist, Bezeichnung des Indexes. 

29 Laufzeit des Basisindexes Wenn der Basiswert ein Index ist, Laufzeit des Indexes. 

30 Art der Option Angabe, ob es sich beim Derivatkontrakt um eine Call-Option (Be­
rechtigung zum Erwerb eines spezifischen Basiswerts) oder eine Put- 
Option (Berechtigung zum Verkauf eines spezifischen Basiswerts) 
handelt oder ob zum Zeitpunkt der Ausübung nicht bestimmt wer­
den kann, ob es sich um eine Call- oder Put-Option handelt. Im Fall 
von Swaptions gilt Folgendes: 

—  „Put-Option“, wenn es sich um eine Receiver Swaption handelt, 
bei der der Käufer das Recht hat, in einen Swap einzutreten, in 
dem er einen festen Zinssatz empfängt. 

—  „Call-Option“, wenn es sich um eine Payer Swaption handelt, bei 
der der Käufer das Recht hat, in einen Swap einzutreten, in dem 
er einen festen Zinssatz zahlt. 

Im Fall von Caps und Floors gilt Folgendes: 

—  „Put-Option“ im Falle eines Floors. 

—  „Call-Option“ im Falle eines Caps. 

Das Feld gilt nur für Derivate, die Optionen oder Optionsscheine 
sind. 
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Nr. Feld Zu meldender Inhalt 

31 Ausübungspreis Festgelegter Preis, bei dem der Inhaber das Basisinstrument kaufen 
oder verkaufen muss, oder Angabe, dass der Preis zum Zeitpunkt der 
Ausübung nicht bestimmt werden kann. 

Das Feld gilt nur für Optionen oder Optionsscheine, bei denen der 
Ausübungspreis zum Zeitpunkt der Ausübung bestimmt werden 
kann. 

Wenn der Preis momentan nicht verfügbar, aber „in der Schwebe“ ist, 
lautet der Wert „PNDG“. 

Wenn kein Ausübungspreis zutrifft, ist das Feld nicht auszufüllen. 

32 Währung des Ausübungspreises Währung des Ausübungspreises. 

33 Art der Option (mögliche Aus­
übung) 

Angabe, ob die Option ausschließlich zu einem bestimmten Termin 
(europäische, asiatische Option), zu verschiedenen im Voraus festge­
legten Daten (Bermuda-Option) oder jederzeit vor ihrem Verfallsda­
tum (American Style Option) ausgeübt werden kann. 

Dieses Feld gilt nur für Optionen, Optionsscheine und Berechtigungs­
scheine. 

34 Art der Lieferung Angabe, ob das Finanzinstrument in physischer Form oder bar abge­
golten wird. 

Wenn die Lieferart zum Zeitpunkt des Abschlusses nicht bestimmt 
werden kann, ist der Wert „OPTL“ anzugeben. 

Dieses Feld gilt nur für Derivate. 

Warenderivate und Derivate von Emissionszertifikaten 

35 Basisprodukt Basisprodukt für die zugrunde liegende Anlageklasse gemäß der Ta­
belle zur Klassifizierung von Warenderivaten und Derivaten von 
Emissionszertifikaten. 

36 Unterprodukt Das Unterprodukt für die zugrunde liegende Anlageklasse gemäß der 
Tabelle zur Klassifizierung von Warenderivaten und Derivaten von 
Emissionszertifikaten. 

Das Feld setzt ein Basisprodukt voraus. 

37 Weiteres Unterprodukt Das weitere Unterprodukt für die zugrunde liegende Anlageklasse ge­
mäß der Tabelle zur Klassifizierung von Warenderivaten und Deriva­
ten von Emissionszertifikaten. 

Das Feld setzt ein Unterprodukt voraus. 

38 Art der Transaktion Art der Transaktion laut Angabe des Handelsplatzes. 

39 Art des Schlusskurses Art des Schlusskurses laut Angabe des Handelsplatzes. 

Zinsderivate 

— Die Felder in diesem Abschnitt sollten nur für Instrumente ausgefüllt werden, deren Basiswert ein Nicht-Finanzins­
trument vom Typ Zinssatz ist. 

40 Referenzzinssatz Bezeichnung des Referenzzinssatzes. 

41 IR-Kontraktlaufzeit Wenn es sich bei der Anlageklasse um Zinssätze handelt, ist in die­
sem Feld die Kontraktlaufzeit anzugeben. Die Laufzeit ist in Tagen, 
Wochen, Monaten oder Jahren anzugeben. 
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Nr. Feld Zu meldender Inhalt 

42 Nennwährung 2 Im Fall von Multi-Currency- oder Cross-Currency-Swaps die Wäh­
rung, auf die Leg 2 des Kontrakts lautet. 

Bei Swaptions, denen ein Multi-Currency-Swap zugrunde liegt, die 
Währung, auf die Leg 2 des Swaps lautet. 

43 Festsatz, Leg 1 Angabe des verwendeten Festsatzes von Leg 1, sofern zutreffend. 

44 Festsatz, Leg 2 Angabe des verwendeten Festsatzes von Leg 2, sofern zutreffend. 

45 Variabler Satz, Leg 2 Angabe des verwendeten Zinssatzes, sofern zutreffend. 

46 IR-Kontraktlaufzeit von Leg 2 Angabe des Referenzzeitraums des Zinssatzes, der in im Voraus fest­
gelegten Zeitabständen unter Bezugnahme auf einen marktüblichen 
Referenzzinssatz festgesetzt wird. Der Zeitraum ist in Tagen, Wochen, 
Monaten oder Jahren anzugeben. 

Fremdwährungsderivate 

— Die Felder in diesem Abschnitt sollten nur für Instrumente ausgefüllt werden, deren Basiswert ein Nicht-Finanzins­
trument vom Typ Fremdwährung ist. 

47 Nennwährung 2 In das Feld sollte die zugrunde liegende Währung 2 des Währungs­
paares eingegeben werden (die Währung eins wird unter Nennwäh­
rung 1 im Feld 13 eingegeben). 

48 FX-Art Art der zugrunde liegenden Währung.   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/910 DER KOMMISSION 

vom 9. Juni 2016 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 mit Durchführungsvorschriften zur 
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates hinsichtlich der Regelung der Einfuhren von 

ökologischen/biologischen Erzeugnissen aus Drittländern 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28. Juni 2007 über die ökologische/biologische 
Produktion und die Kennzeichnung von ökologischen/biologischen Erzeugnissen und zur Aufhebung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2092/91 (1) insbesondere auf Artikel 33 Absatz 3 und Artikel 38 Buchstabe d, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 der Kommission (2) enthält das Verzeichnis der im Hinblick auf 
die Gleichwertigkeit anerkannten Kontrollstellen und Kontrollbehörden, die dafür zuständig sind, in Drittländern 
Kontrollen durchzuführen und Bescheinigungen auszustellen. 

(2)  Für mehrere Kontrollstellen endet der Zeitraum, für den sie gemäß Artikel 33 Absatz 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 834/2007 anerkannt wurden, am 30. Juni 2016. Aufgrund der Ergebnisse der fortlaufenden Überwachung 
durch die Kommission sollte die Anerkennung der Kontrollstellen „AsureQuality Limited“, „Balkan Biocert 
Skopje“, „Bio.inspecta AG“, „IMO-Control Sertifikasyon Tic. Ltd Ști“, „Organic Control System“ und „TÜV Nord 
Integra“ bis zum 30. Juni 2018 verlängert werden. 

(3)  Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(4)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für die 
ökologische/biologische Produktion — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 wird bei den Einträgen für „AsureQuality Limited“, „Balkan Biocert 
Skopje“, „Bio.inspecta AG“, „IMO-Control Sertifikasyon Tic. Ltd Ști“, „Organic Control System“ und „TÜV Nord Integra“ 
unter Nummer 5 das Datum „30. Juni 2016“ jeweils durch das Datum „30. Juni 2018“ ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 9. Juni 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/911 DER KOMMISSION 

vom 9. Juni 2016 

zur Festlegung technischer Durchführungsstandards zu Form und Inhalt der Beschreibung von 
Vereinbarungen über gruppeninterne finanzielle Unterstützung gemäß der Richtlinie 2014/59/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und 

Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Festlegung 
eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der 
Richtlinie 82/891/EWG des Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 2007/36/EG, 
2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (1), insbesondere auf Artikel 26 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  In Titel II Kapitel III der Richtlinie 2014/59/EU sind Regeln für Vereinbarungen festgelegt, mit denen ein EU- 
Mutterinstitut oder ein in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b, c oder d der Richtlinie 2014/59/EU genanntes 
Unternehmen und dessen Tochterunternehmen in anderen Mitgliedstaaten oder Drittländern, bei denen es sich 
um Institute oder Finanzinstitute handelt, die in die Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis des Mutterun­
ternehmens einbezogen sind, einem Unternehmen finanzielle Unterstützung gewähren können, sofern dieses die 
Voraussetzungen für ein frühzeitiges Eingreifen erfüllt. Dies ermöglicht die Übertragung von Mitteln in Fällen, in 
denen sich ein Unternehmen der Gruppe in ernsthaften Schwierigkeiten befindet. Um fundierte Anlageent­
scheidungen treffen zu können, muss für die Gläubiger und Anleger Klarheit im Hinblick darauf herrschen, mit 
welchen Risiken und potenziellen Verpflichtungen solche Vereinbarungen verbunden sind und inwieweit die 
Vereinbarung über finanzielle Unterstützung die Chancen auf eine Sanierung der Gruppe erhöht. Aus diesem 
Grund sollte eine solche Vereinbarung ähnlich wie Unternehmensabschlüsse in einer für die Öffentlichkeit leicht 
zugänglichen Form vorliegen. 

(2) Offengelegt werden sollten die maßgeblichen allgemeinen Bedingungen der Vereinbarung, wie der Unterstützungs­
höchstbetrag, die Grundsätze, nach denen die für die Gewährung der Unterstützung zu erbringende 
Gegenleistung berechnet wird, eine allgemeine Beschreibung des Fälligkeitsprofils und die maximale Laufzeit der 
zur Unterstützung gewährten Darlehen. Allerdings sollte bei dieser Offenlegung der Notwendigkeit einer 
vertraulichen Behandlung unternehmensspezifischerer Angaben Rechnung getragen werden. 

(3)  Diese Verordnung beruht auf dem Entwurf technischer Durchführungsstandards, der der Kommission von der 
Europäischen Bankenaufsichtsbehörde vorgelegt wurde. 

(4)  Die Europäische Bankenaufsichtsbehörde hat zu diesem Entwurf offene öffentliche Konsultationen durchgeführt, 
die damit verbundenen potenziellen Kosten- und Nutzeneffekte analysiert und die Stellungnahme der nach 
Artikel 37 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates (2) eingesetzten 
Interessengruppe Bankensektor eingeholt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Form der Offenlegung 

Jedes Institut, das Partei einer nach Artikel 19 der Richtlinie 2014/59/EU geschlossenen Vereinbarung über 
gruppeninterne finanzielle Unterstützung ist, veröffentlicht auf seiner Website die in Artikel 2 genannten Angaben in 
einer für die Öffentlichkeit zugänglichen Form. 
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Wenn das Institut Abschlüsse der Gruppe veröffentlicht, sollten die Angaben in der gleichen Form offengelegt werden 
wie die nichtquantitativen Angaben eines Abschlusses. 

Artikel 2 

Offenzulegende Bedingungen 

(1) Die Institute legen zumindest Folgendes offen: 

a)  die Namen der Unternehmen der Gruppe, die Partei der Vereinbarung über gruppeninterne finanzielle Unterstützung 
sind; 

b)  die mögliche Form der Unterstützung; 

c)  im Falle eines Darlehens die Zwecke, für die das im Rahmen des Darlehens bereitgestellte Kapital verwendet werden 
darf; 

d)  im Falle einer Garantie die potenziell abgedeckten Transaktionen und Dritten; 

e)  inwieweit die den einzelnen Parteien der Vereinbarung obliegende Pflicht zur Gewährung einer gruppeninternen 
finanziellen Unterstützung und das den einzelnen Parteien der Vereinbarung zustehende Recht auf Empfang einer 
solchen auf Gegenseitigkeit beruhen; beruht die Vereinbarung nicht zur Gänze auf Gegenseitigkeit, ist bei den 
Angaben je nach Bedingungen der Vereinbarung zwischen den einzelnen Vertragsparteien zu differenzieren; 

f)  die Beschränkungen, die für jede unter die Vereinbarung fallende Art von Unterstützung gelten; 

g)  die Grundsätze, nach denen die Gegenleistung für die gruppeninterne finanzielle Unterstützung berechnet wird, und 
in welcher Beziehung diese zu den zum Zeitpunkt der Unterstützung herrschenden Marktbedingungen stehen; 

h)  eine allgemeine Beschreibung der Rangfolge, des Fälligkeitsprofils und der maximalen Laufzeit aller zur Unterstützung 
gewährten Darlehen; 

i)  eine allgemeine Beschreibung aller etwaigen weiteren Rückzahlungsverpflichtungen; 

j)  eine allgemeine Beschreibung der für das empfangende und das bereitstellende Unternehmen geltenden Umstände 
oder Indikatoren, bei deren Vorliegen Unterstützung geleistet wird; 

k)  eine allgemeine Beschreibung der verlangten Sicherheiten und Nachschüsse. 

Offengelegt werden Angaben, die das jeweilige Unternehmen der Gruppe betreffen, sowie in Fällen, in denen die 
Offenlegung dieses Unternehmen beeinträchtigen könnte, auch Angaben zu Bedingungen der Vereinbarung, die andere 
Unternehmen der Gruppe betreffen. 

Trifft eine Angabe nicht zu, ist „nicht zutreffend“ anzugeben. 

(2) Den offengelegten Angaben ist eine Erklärung hinzuzufügen, aus der hervorgeht, dass die finanzielle 
Unterstützung an die in Artikel 23 der Richtlinie 2014/59/EU genannten Voraussetzungen geknüpft ist und die 
zuständige Behörde das Recht hat, ihre Gewährung nach Artikel 25 der Richtlinie 2014/59/EU zu untersagen oder 
einzuschränken. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 9. Juni 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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VERORDNUNG (EU) 2016/912 DER KOMMISSION 

vom 9. Juni 2016 

zur Berichtigung der Verordnung (EU) Nr. 1303/2014 über die technische Spezifikation für die 
Interoperabilität bezüglich der „Sicherheit in Eisenbahntunneln“ im Eisenbahnsystem der 

Europäischen Union 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2008/57/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 2008 über die Interope­
rabilität des Eisenbahnsystems in der Gemeinschaft (1), insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1 Unterabsatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Verordnung (EU) Nr. 1303/2014 der Kommission (2) enthält einen Fehler, da Artikel 7 versehentlich in die 
Verordnung aufgenommen wurde, darin aber nicht enthalten sein sollte. 

(2)  Die Verordnung (EU) Nr. 1303/2014 sollte daher entsprechend berichtigt werden. 

(3)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des nach Artikel 21 der 
Richtlinie 96/48/EG des Rates (3) eingesetzten Ausschusses — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 7 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2014 wird aufgehoben. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 9. Juni 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/913 DER KOMMISSION 

vom 9. Juni 2016 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (1), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungs­
bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungs­
erzeugnisse aus Obst und Gemüse (2), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der 
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind 
in der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt. 

(2)  Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Tageswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im 
Anhang der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 9. Juni 2016 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 IL  259,4 

MA  133,2 

TR  69,0 

ZZ  153,9 

0709 93 10 TR  113,2 

ZZ  113,2 

0805 50 10 AR  171,0 

IL  134,0 

MA  106,8 

TR  157,0 

ZA  188,7 

ZZ  151,5 

0808 10 80 AR  127,6 

BR  106,7 

CL  130,1 

CN  110,9 

NZ  152,6 

US  173,7 

UY  107,2 

ZA  119,2 

ZZ  128,5 

0809 10 00 TR  277,4 

ZZ  277,4 

0809 29 00 TR  508,7 

US  888,6 

ZZ  698,7 

(1)  Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1106/2012 der Kommission vom 27. November 2012 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 471/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über Gemeinschaftsstatistiken des Außenhandels 
mit Drittländern hinsichtlich der Aktualisierung des Verzeichnisses der Länder und Gebiete (ABl. L 328 vom 28.11.2012, S. 7). Der 
Code „ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/914 DER KOMMISSION 

vom 9. Juni 2016 

über den Höchstankaufspreis für Magermilchpulver für die erste Einzelausschreibung im Rahmen 
der Ausschreibung nach der Durchführungsverordnung (EU) 2016/826 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1370/2013 des Rates vom 16. Dezember 2013 mit Maßnahmen zur Festsetzung 
bestimmter Beihilfen und Erstattungen im Zusammenhang mit der gemeinsamen Marktorganisation für landwirt­
schaftliche Erzeugnisse (1), insbesondere auf Artikel 3 Absatz 5, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Durchführungsverordnung (EU) 2016/826 der Kommission (2) wurde in Übereinstimmung mit den 
Bedingungen gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1272/2009 der Kommission (3) eine Ausschreibung zum Zweck 
des Ankaufs von Magermilchpulver für den Zeitraum bis zum 30. September eröffnet. 

(2)  Gemäß Artikel 19 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1272/2009 setzt die Kommission auf der Grundlage der im 
Rahmen der Einzelausschreibung eingegangenen Angebote einen Höchstankaufspreis fest. 

(3)  Unter Berücksichtigung der für die erste Einzelausschreibung erhaltenen Angebote sollte ein Höchstankaufspreis 
festgesetzt werden. 

(4)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für die 
gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für die im Rahmen der Ausschreibung nach der Durchführungsverordnung (EU) 2016/826 durchgeführte erste 
Einzelausschreibung für den Ankauf von Magermilchpulver, für die die Frist zur Einreichung von Angeboten am 7. Juni 
2016 abgelaufen ist, wird der Höchstankaufspreis auf 169,80 EUR/100 kg festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 9. Juni 2016 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS (EU) 2016/915 DES RATES 

vom 30. Mai 2016 

über den im Namen der Europäischen Union in Bezug auf ein innerhalb der ICAO-Gremien zu 
erarbeitendes internationales Instrument, das zur Anwendung eines einheitlichen globalen 
marktbasierten Mechanismus für Emissionen aus dem internationalen Luftverkehr ab dem 

Jahr 2020 führen soll, zu vertretenden Standpunkt 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 192 Absatz 1 in 
Verbindung mit Artikel 218 Absatz 9, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Treibhausgasemissionen aus dem internationalen Luftverkehr machen mehr als 2 % der weltweiten 
Emissionen aus und nehmen exponentiell zu, wobei Prognosen für das Jahr 2050 davon ausgehen, dass sie bei 
einem „Business as usual“-Szenario auf mehr als 200 % des gegenwärtigen Niveaus anwachsen könnten. Bis 2050 
sollten die globalen Treibhausgasemissionen im Vergleich zu 1990 um mindestens 50 % gesenkt werden. Alle 
Wirtschaftszweige — auch der internationale Luftverkehr — sollten zur Verwirklichung dieser Emissions­
senkungen beitragen. 

(2)  Die 21. Konferenz der Vertragsparteien des Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen über 
Klimaänderungen wurde im Dezember 2015 erfolgreich mit der Annahme des Übereinkommens von Paris 
abgeschlossen, dessen Ziel es ist, den weltweiten Temperaturanstieg deutlich unter 2 °C über dem vorindustriellen 
Niveau zu halten und die Anstrengungen fortzusetzen, um den Temperaturanstieg auf 1,5 °C zu begrenzen. 

(3)  Die Internationale Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) wurde mit dem Abkommen von Chicago über die 
internationale Zivilluftfahrt von 1944 gegründet. Die Mitgliedstaaten der Union sind Vertragsparteien dieses 
Abkommens und Mitglieder der ICAO, während die Union auf einigen ICAO-Tagungen, darunter auch auf der alle 
drei Jahre stattfindenden ICAO-Versammlung, Beobachterstatus hat. Die Union und ihre Mitgliedstaaten sind 
Vertragsparteien des Kyoto-Protokolls von 1997, das sie verpflichtet, über die ICAO auf die Begrenzung der Treib­
hausgasemissionen aus dem internationalen Luftverkehr hinzuarbeiten. Der Beschluss Nr. 1600/2002/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates (1) sah vor, dass die Union spezifische Maßnahmen zur Verringerung der 
Treibhausgasemissionen aus dem internationalen Luftverkehr festlegt und durchführt, wenn innerhalb der ICAO 
bis zum Jahr 2002 nicht entsprechende Maßnahmen beschlossen werden. 

(4) Auf ihrer 33. Tagung (2001) befürwortete die ICAO-Versammlung die Entwicklung eines offenen Emissionshan­
delssystems für den internationalen Luftverkehr (2). Der ICAO-Ausschuss für Umweltschutz im Luftverkehr 
empfahl 2004, ein luftfahrtspezifisches Emissionshandelssystem auf der Grundlage eines neuen Rechtsinstruments 
und unter der Schirmherrschaft der ICAO nicht weiter in Betracht zu ziehen. Auf ihrer 35. Tagung (2004) 
befürwortete die ICAO-Versammlung die weitere Entwicklung eines offenen Emissionshandelssystems und der 
Möglichkeit für die ICAO-Vertragsstaaten, Emissionen aus dem internationalen Luftverkehr in ihre Emissionshan­
delssysteme einzubeziehen (3), während die ICAO-Versammlung auf ihrer 36. Tagung (2007) auf eine Freistellung 
von in anderen ICAO-Vertragsstaaten ansässigen Luftfahrzeugbetreibern drängte, es sei denn, die Einbeziehung 
würde einvernehmlich vereinbart (4). Die Union, ihre Mitgliedstaaten und andere europäische Staaten haben sich 
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(1) Beschluss Nr. 1600/2002/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juli 2002 über das sechste Umweltaktionsprogramm 
der Europäischen Gemeinschaft (ABl. L 242 vom 10.9.2002, S. 1). 

(2) ICAO-Entschließung A33-7. 
(3) ICAO-Entschließung A35-5. 
(4) Anlage L zur Entschließung A36-22. 



wiederholt das Recht vorbehalten, marktbasierte Maßnahmen diskriminierungsfrei auf alle Luftfahrzeugbetreiber 
anzuwenden, die von, nach oder in ihrem Hoheitsgebiet Luftverkehrsdienste anbieten, und dabei darauf 
verwiesen, dass im Chicagoer Abkommen anerkannt wird, dass jede Vertragspartei das Recht hat, ihr eigenes 
Luftverkehrsrecht diskriminierungsfrei auf die Luftfahrzeuge aller Staaten anzuwenden (1), die von, nach oder in 
ihrem Hoheitsgebiet Luftverkehrsdienste anbieten. 

(5)  Angesichts der Tatsache, dass die Begrenzung der Treibhausgasemissionen aus dem internationalen Luftverkehr 
einen wesentlichen Beitrag im Rahmen der Gesamtverpflichtungen zur Emissionsreduktion leistet, haben das 
Europäische Parlament und der Rat die Richtlinie 2008/101/EG (2) erlassen, mit der die Richtlinie 2003/87/EG (3) 
geändert wurde. Nach dem fünften Erwägungsgrund der Richtlinie 2008/101/EG wird die Union sicherstellen, 
dass eine globale Vereinbarung zur Begrenzung des globalen Temperaturanstiegs Maßnahmen zur Verringerung 
des Treibhausgasemissionen aus dem Luftverkehr einschließt, und die Kommission sollte in diesem Fall prüfen, 
welche Änderungen an der Richtlinie 2003/87/EG, soweit sie für Luftfahrzeugbetreiber gilt, vorzunehmen sind. 

(6)  In ihrer Mitteilung an das Europäische Parlament und den Rat über „Das Paris-Protokoll — Ein Blueprint zur 
Bekämpfung des globalen Klimawandels nach 2020“ betont die Kommission, dass die ICAO tätig werden und 
Emissionen aus dem internationalen Luftverkehr vor Ende 2016 wirksam regeln sollte. Die nächste Tagung der 
ICAO-Versammlung findet im Jahr 2016 statt; dort sollte ein internationales Instrument angenommen werden, 
das dazu führen soll, dass ab 2020 ein einheitlicher globaler marktbasierter Mechanismus auf internationale 
Emissionen aus dem Luftverkehr angewendet wird. 

(7)  Die ICAO-Versammlung nahm auf ihrer 38. Tagung (2013) die Entschließung an, nach der die ICAO und ihre 
Mitgliedstaaten mit ihren einschlägigen Organisationen zusammen daran arbeiten, das mittelfristig angestrebte 
gemeinsame globale Ziel zu erreichen, die weltweiten CO2-Nettoemissionen aus dem internationalen Luftverkehr 
auf dem Niveau von 2020 zu stabilisieren, und beschloss, einen globalen marktbasierten Mechanismus für 
Emissionen aus dem internationalen Luftverkehr zu entwickeln und auf der 39. Tagung der ICAO-Versammlung 
(2016) über die Ergebnisse ihrer Arbeiten zu berichten. Prognosen zufolge liegen im Jahr 2020 die Emissionen 
aus dem internationalen Luftverkehr um 70 % über denen des Jahres 2005 (4), und die Union und ihre 
Mitgliedstaaten haben wiederholt dafür plädiert, für die Treibhausgasemissionen aus dem internationalen 
Luftverkehr ein weltweites Reduktionsziel festzulegen, das bis 2020 eine Verringerung um 10 % gegenüber dem 
Stand von 2005 vorsieht. Es bietet sich jedoch an, dass die Union die Gelegenheit nutzt, die relativ kurzfristig 
angelegte Entwicklung eines globalen marktbasierten Mechanismus zu unterstützen, mit dem Treibhausgasemis­
sionen auf einem Niveau gehalten werden, das nicht höher als das Niveau von 2020 ist, wobei sie die Möglichkeit 
vorsieht, die Zielvorgaben im Laufe der Zeit gegebenenfalls zu überprüfen. 

(8)  Um bei der ICAO-Versammlung im Jahr 2016 Fortschritte bei der Entwicklung eines geeigneten internationalen 
Instruments zu erzielen, haben das Europäische Parlament und der Rat mit der Verordnung (EU) Nr. 421/2014 (5) 
beschlossen, vorübergehend die Anforderungen der Richtlinie 2003/87/EG hinsichtlich Flügen von und nach 
Flugplätzen in Ländern außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) als erfüllt zu erachten. Dabei 
betonte die Union, dass Rechtsvorschriften in gleicher Weise auf Flüge von und nach Flugplätzen in EWR-Staaten 
angewandt werden können, wie sie auch auf Emissionen aus Flügen zwischen solchen Flugplätzen Rechtsvor­
schriften angewendet werden können. 

(9)  Die Richtlinie 2003/87/EG in der durch die Verordnung (EU) Nr. 421/2014 geänderten Fassung enthält 
bestimmte Verpflichtungen, denen die Kommission im Anschluss an die 39. Tagung der ICAO-Versammlung 
(2016) nachkommen muss. Die Kommission hat dem Europäischen Parlament und dem Rat Bericht über die 
Maßnahmen zur Umsetzung eines internationalen Übereinkommens für einen globalen marktbasierten 
Mechanismus ab 2020, mit dem Treibhausgasemissionen aus dem internationalen Luftverkehr diskriminierungs­
frei gesenkt werden, zu erstatten. In diesem Bericht hat die Kommission zu prüfen, in welchem Umfang 
Emissionen infolge des Verkehrs von oder nach Flugplätzen in Ländern außerhalb des EWR ab dem 1. Januar 
2017 erfasst werden sollten, und, soweit angemessen, entsprechende Vorschläge vorzulegen. 

(10)  Es ist zweckmäßig, den im Namen der Union zu vertretenden Standpunkt im Hinblick auf das innerhalb der 
ICAO-Gremien zu erarbeitende internationale Instrument, das dazu führen soll, dass ab 2020 an ein einheitlicher 
globaler marktbasierter Mechanismus auf Emissionen aus dem internationalen Luftverkehr angewandt wird, 
festzulegen. 
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(1) Vorbehalte gegenüber der ICAO-Entschließung von 2007, der ICAO-Entschließung von 2010, dem Beschluss des ICAO-Rates von 2012 
über die Zustimmung zur Erklärung von Delhi und der ICAO-Entschließung von 2013 siehe http://ec.europa.eu/clima/policies/ 
transport/aviation/documentation_en.htm. 

(2) Richtlinie 2008/101/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. November 2008 zur Änderung der Richtlinie 2003/87/EG 
zwecks Einbeziehung des Luftverkehrs in das System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft 
(ABl. L 8 vom 13.1.2009, S. 3). 

(3) Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003 über ein System für den Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Änderung der Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABl. L 275 vom 
25.10.2003, S. 32). 

(4) Siehe Vorbehalte gegenüber der ICAO-Entschließung von 2013 in Fußnote 1. 
(5) Verordnung (EU) Nr. 421/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 zur Änderung der Richtlinie 

2003/87/EG über ein System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft zur Umsetzung bis 2020 eines 
internationalen Übereinkommens über die Anwendung eines einheitlichen globalen marktbasierten Mechanismus auf Emissionen des 
internationalen Luftverkehrs (ABl. L 129 vom 30.4.2014, S. 1). 

http://ec.europa.eu/clima/policies/transport/aviation/documentation_en.htm
http://ec.europa.eu/clima/policies/transport/aviation/documentation_en.htm


(11)  Obwohl die Union kein Mitglied der ICAO ist, hat sie Beobachterstatus, der es der Kommission erlaubt, an 
bestimmten Diskussionen in den einschlägigen ICAO-Gremien, einschließlich der Versammlung, teilzunehmen, 
um den Standpunkt der Union zu unterstützen. 

(12)  Der Standpunkt der Union muss rechtzeitig vor der nächsten ICAO-Versammlung festgelegt werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Standpunkt, der im Namen der Union in Bezug auf ein innerhalb der ICAO-Gremien zu erarbeitendes 
internationales Instrument, das zur Anwendung eines einheitlichen globalen marktbasierten Mechanismus für 
Emissionen aus dem internationalen Luftverkehr ab dem Jahr 2020 führen soll, zu vertreten ist, entspricht dem Anhang 
des vorliegenden Beschlusses. 

Er wird von den Mitgliedstaaten vertreten, die gemeinsam im Interesse der Union innerhalb der ICAO-Gremien tätig 
sind, die in Diskussionen zum einheitlichen globalen marktbasierten Mechanismus von der Kommission, im Einklang 
mit dem Beobachterstatus der Union, unterstützt werden. 

Artikel 2 

Die Kommission hält die einschlägigen Gremien des Rates über die laufenden Erörterungen zum einheitlichen globalen 
marktbasierten Mechanismus vollumfänglich auf dem Laufenden. Um die Kohärenz des Standpunkts der Union und die 
ordnungsgemäße Anwendung der Bedingungen des Anhangs zu bewahren, übermittelt die Kommission den 
einschlägigen Gremien des Rates während des gesamten Verfahrens Dokumente, die die Einzelheiten des Standpunkts 
darlegen, wann immer dies mit Blick auf die Entwicklungen in den ICAO-Gremien notwendig ist, zur Prüfung und 
Genehmigung, insbesondere während und nach der 208. Tagung des ICAO-Rates. 

Unter Berücksichtigung der Fortschritte bei der ICAO führen die einschlägigen Gremien des Rates ihren Standpunkt 
weiter aus, insbesondere im Hinblick auf die Zukunft der einschlägigen Unionsgesetzgebung innerhalb jenes ICAO- 
Rahmens. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 30. Mai 2016. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
M.J. VAN RIJN  
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BESCHLUSS (EU) 2016/916 DES RATES 

vom 6. Juni 2016 

über den im Namen der Europäischen Union im Gemeinsamen EWR-Ausschuss zu vertretenden 
Standpunkt zur Änderung des Protokolls 31 zum EWR-Abkommen über die Zusammenarbeit in 

bestimmten Bereichen außerhalb der vier Freiheiten (Haushaltslinie 02 03 01) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 114 in Verbindung mit 
Artikel 218 Absatz 9, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2894/94 des Rates vom 28. November 1994 mit Durchführungsvorschriften zum 
Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (1), insbesondere auf Artikel 1 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (2) (im Folgenden „EWR-Abkommen“) trat am 1. Januar 
1994 in Kraft. 

(2)  Gemäß Artikel 98 des EWR-Abkommens kann der Gemeinsame EWR-Ausschuss auch eine Änderung des 
Protokolls 31 zum EWR-Abkommen (im Folgenden „Protokoll 31“) beschließen. 

(3)  Protokoll 31 enthält Bestimmungen und Regelungen für die Zusammenarbeit in bestimmten Bereichen außerhalb 
der vier Freiheiten. 

(4)  Es ist angezeigt, die Zusammenarbeit der Vertragsparteien des EWR-Abkommens bei — aus dem Gesamthaushalt 
der Europäischen Union finanzierten — Maßnahmen der Union zur Förderung der Funktionsweise und 
Entwicklung des Binnenmarkts für Waren und Dienstleistungen fortzusetzen. 

(5)  Protokoll 31 sollte daher geändert werden, damit diese erweiterte Zusammenarbeit nach dem 31. Dezember 
2015 fortgesetzt werden kann. 

(6)  Der Standpunkt der Union im Gemeinsamen EWR-Ausschuss sollte daher auf dem beigefügten Entwurf eines 
Beschlusses beruhen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Standpunkt, der im Namen der Union im Gemeinsamen EWR-Ausschuss zur vorgeschlagenen Änderung des 
Protokolls 31 zum EWR-Abkommen über die Zusammenarbeit in bestimmten Bereichen außerhalb der vier Freiheiten 
zu vertreten ist, beruht auf dem Entwurf eines Beschlusses des Gemeinsamen EWR-Ausschusses, der dem vorliegenden 
Beschluss beigefügt ist. 
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Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 6. Juni 2016. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
H.G.J. KAMP  
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ENTWURF  

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN EWR-AUSSCHUSSES Nr. …/2016 

vom … 

zur Änderung des Protokolls 31 zum EWR-Abkommen über die Zusammenarbeit in bestimmten 
Bereichen außerhalb der vier Freiheiten 

DER GEMEINSAME EWR-AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, insbesondere auf die Artikel 86 und 98, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Es ist angezeigt, die Zusammenarbeit der Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“) bei — aus dem Gesamthaushalt der Europäischen Union 
finanzierten — Maßnahmen der Union zur Förderung der Funktionsweise und Entwicklung des Binnenmarkts für 
Waren und Dienstleistungen fortzusetzen. 

(2)  Protokoll 31 zum EWR-Abkommen sollte daher geändert werden, um diese erweiterte Zusammenarbeit mit 
Wirkung vom 1. Januar 2016 zu ermöglichen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Artikel 7 des Protokolls 31 zum EWR-Abkommen wird nach Absatz11 folgender Absatz eingefügt: 

„(12) Die EFTA-Staaten beteiligen sich ab dem 1. Januar 2016 an den Maßnahmen der Union zulasten der 
folgenden Haushaltslinie des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2016: 

—  Haushaltslinie 02 03 01: „Funktionieren und Entwicklung des Binnenmarkts für Waren und Dienstleistungen“.“ 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach Eingang der letzten Mitteilung gemäß Artikel 103 Absatz 1 des EWR-Abkommens in 
Kraft (*). 

Er gilt ab dem 1. Januar 2016. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am … 

Im Namen des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 

Der Vorsitzende Die Sekretäre des Gemeinsamen EWR-Ausschusses   
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BESCHLUSS (GASP) 2016/917 DES RATES 

vom 9. Juni 2016 

zur Aufhebung des Beschlusses 2010/656/GASP zur Verlängerung der restriktiven Maßnahmen 
gegen Côte d'Ivoire 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat am 15. Oktober 2010 die Resolution 1946 (2010) angenommen, 
mit der die gegen Côte d'Ivoire verhängten Maßnahmen verlängert wurden. 

(2)  Der Rat hat am 29. Oktober 2010 den Beschluss 2010/656/GASP (1) zur Verlängerung der restriktiven 
Maßnahmen gegen Côte d'Ivoire angenommen. 

(3)  Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat am 28. April 2016 die Resolution 2283 (2016) angenommen, mit 
der alle Sanktionen der Vereinten Nationen gegen Côte d'Ivoire mit sofortiger Wirkung beendet wurden. 

(4)  In Anbetracht der Resolution 2283 (2016) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen sowie der jüngsten 
Entwicklungen in Côte d'Ivoire hat der Rat beschlossen, auch die zusätzlichen restriktiven Maßnahmen der Union 
gegen dieses Land vollständig aufzuheben. 

(5)  Der Beschluss 2010/656/GASP sollte daher aufgehoben werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Beschluss 2010/656/GASP wird aufgehoben. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Luxemburg am 9. Juni 2016. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
G.A. VAN DER STEUR  
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